
Bayerisches Justizministerialblatt
 AMTLICH  HERAUSGEGEBEN  VOM  BAYERISCHEN  STAATSMINISTERIUM  DER  JUSTIZ

Nr. 8	 München, den 17. September  	 2014

Datum� Seite

Bekanntmachungen

19.08.2014	 3004.0-J
Dreizehnte Änderung der Anordnung über Mitteilungen in Zivilsachen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                       	 138

26.08.2014	 319-J
Änderung der Bekanntmachung betreffend Legalisation deutscher Urkunden, Erteilung von 
Apostillen und Bestätigungen sowie Befreiung von der Legalisation  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                          	 138

Stellenausschreibungen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                                               	 139

Personalnachrichten 

Veränderungen im Bereich der Notare  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                                   	 140

Literaturhinweise  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                                                     	 141

Inhaltsübersicht



JMBl Nr. 8/2014138

Bekanntmachungen

3004.0-J

Dreizehnte Änderung der Anordnung über  
Mitteilungen in Zivilsachen

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums  
der Justiz

vom 19. August 2014 Az.: D4 - 1432 - I - 10204/2012

1.	 Die Anordnung über Mitteilungen in Zivilsachen (MiZi) 
vom 11. Mai 1998 (JMBl S. 64), zuletzt geändert durch 
Bekanntmachung vom 31. August 2012 (JMBl S. 110), 
wird geändert.

Sie gilt in der bundeseinheitlichen Fassung der 13. Er-
gänzungslieferung der Loseblattsammlung „Anordnung 
über Mitteilungen in Zivilsachen (MiZi)“, Oktober 2014, 
herausgegeben von der Kulturbuch-Verlag GmbH, Ber-
lin. Von einem Abdruck des Wortlauts der Änderungen 
wird im Hinblick auf diese Veröffentlichung abgesehen.

2.	 Diese Bekanntmachung tritt am 1. Oktober 2014 in 
Kraft.

319-J

Änderung der Bekanntmachung  
betreffend Legalisation deutscher Urkunden, 

Erteilung von Apostillen und Bestätigungen sowie 
Befreiung von der Legalisation

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
der Justiz

vom 26. August 2014 Az.: D5 - 9101 - I - 8322/2014

1.	 Der Anhang zu Nr. 1.7 der Bekanntmachung betref-
fend Legalisation deutscher Urkunden, Erteilung von 
Apostillen und Bestätigungen sowie Befreiung von 
der Legalisation vom 3. April 2008 (JMBl S. 46), zu-
letzt geändert durch Bekanntmachung vom 28. Januar 
2014 (JMBl S. 33), wird wie folgt geändert:

1.1	 Bei „Afghanistan“ werden in Spalte 3 die Worte 
„Vereinfachtes Verfahren: Vorbeglaubigung durch 
Landgerichtspräsident ausreichend“ durch die Worte 
„Vorbeglaubigung durch Landgerichtspräsident; End-
beglaubigung durch Bundesverwaltungsamt“ ersetzt.

1.2	 Bei „Belgien“ werden in Spalte 2 nach dem Wort 
„Apostille“ die Worte „(soweit das bilaterale Abkom-
men nicht greift)“ eingefügt.

1.3	 Bei „Dänemark“ werden in Spalte 2 nach dem Wort 
„Apostille“ die Worte „(soweit das bilaterale Abkom-
men nicht greift)“ eingefügt.

1.4	 Bei „Frankreich“ werden in Spalte 2 nach dem Wort 
„Apostille“ die Worte „(soweit das bilaterale Abkom-
men nicht greift)“ eingefügt.

1.5	 Bei „Griechenland“ werden in Spalte 2 nach dem Wort 
„Apostille“ die Worte „(soweit das bilaterale Abkom-
men nicht greift)“ eingefügt.

1.6	 Bei „Israel“ werden in Spalte 2 nach dem Wort 
„Apostille“ die Worte „(soweit das bilaterale Abkom-
men nicht greift)“ eingefügt.

1.7	 Bei „Italien“ werden in Spalte 2 nach dem Wort 
„Apostille“ die Worte „(soweit das bilaterale Abkom-
men nicht greift)“ eingefügt.

1.8	 Bei „Norwegen“ werden in Spalte 2 nach dem Wort 
„Apostille“ die Worte „(soweit das bilaterale Abkom-
men nicht greift)“ eingefügt.

1.9	 Bei „Österreich“ werden in Spalte 2 nach dem Wort 
„Apostille“ die Worte „(soweit das bilaterale Abkom-
men nicht greift)“ eingefügt.

1.10	 Bei „Paraguay“ werden in Spalte 3 nach den Worten 
„Vereinfachtes Verfahren: Vorbeglaubigung durch 
Landgerichtspräsident ausreichend“ ein Absatz und 
die Worte „Apostillenübereinkommen aufgrund Ein-
spruchs im Verhältnis zu Deutschland nicht in Kraft“ 
eingefügt.

1.11	 Bei „Schweiz“ werden in Spalte 2 nach dem Wort 
„Apostille“ die Worte „(soweit das bilaterale Abkom-
men nicht greift)“ eingefügt.

1.12	Bei „Spanien“ werden in Spalte 2 nach dem Wort 
„Apostille“ die Worte „(soweit das bilaterale Abkom-
men nicht greift)“ eingefügt.

1.13	Bei „Tunesien“ werden in Spalte 2 nach dem Wort 
„Legalisation“ die Worte „(soweit das bilaterale 
Abkommen nicht greift)“ eingefügt.

1.14	 Bei „Vereinigtes Königreich“ werden in Spalte 2 nach 
dem Wort „Apostille“ die Worte „(soweit das bilaterale 
Abkommen nicht greift)“ eingefügt.

2.	 Diese Bekanntmachung tritt am 1. Oktober 2014 in 
Kraft.



JMBl Nr. 8/2014 139

Stellenausschreibungen

I.	 Es wird Gesuchen von Bewerberinnen und Bewer-
bern um folgende Stellen entgegengesehen, die mit 
Ausnahme der Nr. 5 auch durch Teilzeitkräfte besetzt 
werden können:

1.	 Vorsitzender Richter am Oberlandesgericht  
(Besoldungsgruppe R 3)

in München

Voraussetzung für die Übertragung der Stelle ist 
die Bereitschaft für eine Verwendung in Augsburg.

2.	 Richter am Oberlandesgericht  
(Besoldungsgruppe R 2)

in München

Es wird gebeten, den Bewerbungen eine Erklä-
rung beizufügen, ob sich die Bewerbung auf eine 
Verwendung in München und Augsburg bezieht 
oder auf einen der beiden Orte beschränkt. 

3.	 Vizepräsidenten der Landgerichte  
(Besoldungsgruppe R 2 mit Amtszulage)

in Deggendorf und Würzburg

4.	 Vorsitzende Richter an den Landgerichten  
(Besoldungsgruppe R 2)

in München I und Augsburg

Die Stelle am Landgericht Augsburg kann aus-
schließlich mit einer Richterin oder einem Richter 
besetzt werden, deren/dessen Dienst auf die Hälfte 
des regelmäßigen Dienstes ermäßigt ist.

5.	 Direktor des Amtsgerichts  
(Besoldungsgruppe R 2)

in Landau a. d. Isar

6.	 Richter am Amtsgericht als ständiger Vertreter 
des Direktors dieses Gerichts  
(Besoldungsgruppe R 2)

in Kempten (Allgäu)

7.	 Oberstaatsanwalt bei der Generalstaatsanwalt-
schaft  
(Besoldungsgruppe R 2)

in München

8.	 Oberstaatsanwalt als ständiger Vertreter des 
Leitenden Oberstaatsanwalts  
(Besoldungsgruppe R 2 mit Amtszulage)

in Coburg

9.	 Oberstaatsanwalt als Abteilungsleiter bei der 
Staatsanwaltschaft  
(Besoldungsgruppe R 2)

in München I

10.	 Staatsanwälte als Gruppenleiter bei den Staats-
anwaltschaften  
(Besoldungsgruppe R 1 mit Amtszulage)

in Aschaffenburg, Bayreuth, Coburg, Kempten 
(Allgäu), München I und Traunstein

Bei der Stelle in Bayreuth wird die Bereitschaft 
vorausgesetzt, im Abordnungswege bis auf Wei-
teres bei der Generalstaatsanwaltschaft Bamberg 
in der dort zu errichtenden Cybercrime-Zentral-
stelle Dienst zu leisten. Vertiefte Kenntnisse im 
IT-Bereich werden erwartet. 

Die Stelle in Traunstein kann ausschließlich mit 
einer Staatsanwältin als Gruppenleiterin oder 
einem Staatsanwalt als Gruppenleiter besetzt wer-
den, deren/dessen Arbeitszeit auf die Hälfte der 
regelmäßigen Arbeitszeit ermäßigt ist.

Frauen sind besonders aufgefordert, sich zu bewerben 
(Art. 7 Abs. 3 Bayerisches Gleichstellungsgesetz).

Die ausgeschriebenen Stellen sind für die Besetzung 
mit schwerbehinderten Bewerberinnen und Bewer-
bern geeignet; diese werden bei im Wesentlichen glei-
cher Eignung bevorzugt.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Ausschreibung 
auch für gleichartige Stellen gilt, die innerhalb von 
sechs Monaten nach Ablauf der Bewerbungsfrist bei 
demselben Gericht oder derselben Staatsanwaltschaft 
frei werden, falls keine neue Ausschreibung vorgenom-
men wird (Abschnitt III Nr. 1.3 der Bekanntmachung 
des Bayerischen Staatsministeriums der Justiz über 
Personalangelegenheiten vom 10. November 2006 
JMBl S. 183).

Bewerbungsfrist: 10. Oktober 2014. 

Bewerbungen, die nach Ablauf der Bewerbungsfrist 
eingereicht werden, können grundsätzlich nicht mehr 
berücksichtigt werden.

II.	 Es wird Gesuchen von Bewerberinnen und Bewerbern 
um folgende Stellen entgegengesehen:

1.	 Geschäftsleiter bei der Staatsanwaltschaft 
Coburg in BesGr. A 11 mit Entwicklungsmöglich-
keit nach BesGr. A 13. 

2.	 Gruppenleiter bei dem Amtsgericht Rosenheim in 
BesGr. A 11 mit Entwicklungsmöglichkeit nach 
BesGr. A 12.

Frauen sind besonders aufgefordert, sich zu bewerben 
(Art. 7 Abs. 3 Bayerisches Gleichstellungsgesetz). 

Die ausgeschriebenen Stellen sind für die Besetzung 
mit schwerbehinderten Bewerbern geeignet; diese 
werden bei im Wesentlichen gleicher Eignung bevor-
zugt. 

Hinsichtlich des Anforderungsprofils der ausgeschrie-
benen Stellen wird auf die Bekanntmachung des Bay-
erischen Staatsministeriums der Justiz vom 22. Juli 
2014 (JMBl S. 130) Bezug genommen. Die ausge-
schriebenen Stellen können auch durch eine Teilzeit-
kraft besetzt werden.

Bewerbungsfrist: 10. Oktober 2014.
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bindung zur gemeinsamen Berufsausübung zustande 
kommt, oder ob die Bewerbung auch dann gelten soll, 
wenn eine Verbindung zur gemeinsamen Berufsaus-
übung nicht vereinbart wird.

Wird eine Bewerbung nur für den Fall abgegeben, dass 
eine gemeinsame Berufsausübung zustande kommt, 
gilt sie auch dann, wenn der verbleibende Notar ge-
mäß Abschnitt V Nr. 4 Buchst. b der Richtlinien für 
die Amtspflichten und sonstigen Pflichten der Mitglie-
der der Landesnotarkammer Bayern nach § 67 Abs. 2 
BNotO die Übergabe der vollwertigen Notarstelle des 
ausgeschiedenen Notars anbietet.

Die Bewerber um die Notarstelle in Mühldorf a. Inn 
werden darauf hingewiesen, dass sich Änderungen im 
Umfang des Amtsbereichs ergeben können, sofern eine 
Anpassung der Amtsbereichsgrenzen an geänderte 
Verwaltungsbezirksgrenzen notwendig ist.

Bewerbungsfrist: 13. Oktober 2014.

Das Bewerbungsgesuch ist bei der Landesnotarkam-
mer Bayern einzureichen.

III.	 Es wird Gesuchen von Bewerberinnen und Bewerbern 
um folgende Notarstellen entgegengesehen:

Freie Notarstelle: 

Mühldorf a. Inn  
frei seit  
1. September 2014 

(bisheriger Inhaber:  
Notar Dr. Andreas Nachreiner  
evtl. in gemeinsamer 
Berufsausübung mit Notar  
Hannes Weishäupl)

Notarassessorinnen und Notarassessoren können 
sich um die ausgeschriebene Notarstelle bewerben. 
Es wird Bewerbungen von Notarassessorinnen und 
Notarassessoren entgegengesehen, die zum 1. Februar 
2015 eine dreijährige Mindestanwärterzeit (§ 7 Abs. 1 
BNotO) vollendet haben. Der genannte Stichtag gilt für 
Notare entsprechend hinsichtlich der Mindestverweil-
dauer am bisherigen Amtssitz.

Die Bewerber um die Notarstelle in Mühldorf a. Inn 
haben anzugeben, ob sie bereit sind, eine Verbindung 
zur gemeinsamen Berufsausübung einzugehen, ob 
ihre Bewerbung nur für den Fall gilt, dass eine Ver-

Es wurden bestellt

	 mit Wirkung vom 1. September 2014:

Notarassessor Karl Büringer zum Notar auf Lebenszeit 
mit dem Amtssitz in Kempten (Allgäu)

Notarassessorin Dr. Claudia Greipl zur Notarin auf 
Lebenszeit mit dem Amtssitz in Weiden i. d. OPf.

Notarassessor Dr. Holger Sagmeister zum Notar auf 
Lebenszeit mit dem Amtssitz in Deggendorf

Notar Sebastian Herrler wieder zum Notar auf Lebens-
zeit mit dem Amtssitz in München.

Den Amtssitz hat verlegt

	 mit Wirkung vom 1. September 2014: 

Notar Dr. Andreas Nachreiner von Mühldorf a. Inn 
nach München.

Das Amt ist erloschen

	 mit Wirkung vom 1. September 2014: 

Notar Dr. Franz Zechiel in Kempten (Allgäu).

Personalnachrichten

Veränderungen im Bereich der Notare
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